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Allgemeine Geschäftsbedingungen

1  Geltungsbereich 

1. �Für die Vertragsbeziehungen zwischen Auftragnehmer und Auf-
traggeber gelten ausschließlich diese Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen.

2. �Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder Dritter finden 
keine Anwendung, auch wenn der Auftragnehmer ihrer Geltung 
im Einzelfall nicht gesondert widerspricht. Sie werden daher nur 
wirksam vereinbart, wenn und soweit der Auftragnehmer sie für 
den jeweiligen Vertragsabschluss schriftlich ausdrücklich aner-
kannt hat.

3. �Änderungen dieser Geschäftsbedingungen werden dem Auftrag-
geber schriftlich oder, sofern vereinbart, auf elektronischem Wege 
bekannt gegeben. Sie gelten als genehmigt, wenn der Auftrag-
geber nicht in Textform Widerspruch erhebt. Auf diese Folge wird 
ihn der Auftragnehmer bei der Bekanntgabe besonders hinwei-
sen. Der Auftraggeber muss den Widerspruch innerhalb von 4 
Wochen nach Bekanntgabe der Änderungen an den Auftragneh-
mer absenden.

2  Vertragsabschluss 

1. �Angebote des Auftragnehmers sind freibleibend, sofern sie nicht 
ausdrücklich als verbindlich gekennzeichnet sind oder eine be-
stimmte Annahmefrist enthalten.

2. �Aufträge werden erst verbindlich, wenn sie durch den Auftrag-
nehmer innerhalb von zwei Wochen nach einer entsprechenden 
Willenserklärung des Auftraggebers schriftlich bestätigt werden. 
Sollte eine schriftliche Auftragsbestätigung nicht vorliegen, kommt 
der Vertrag zu den Konditionen des Angebots mit der Übernahme 
der Abfälle durch den Auftragnehmer zustande.

3.� Die vom Auftraggeber im Entsorgungsnachweis (verantwortliche 
Erklärung) gemachten Angaben sowie von den Genehmigungsbe-
hörden erteilten Auflagen sind Vertragsgrundlage und damit we-
sentlicher Bestandteil dieses Vertrages.

3  Leistungen des Auftragnehmers

 1. �Der Auftragnehmer übernimmt als alleiniges Unternehmen die im 
Leistungsvertrag aufgeführten Dienstleistungen für den Auftrag-
geber. Der Leistungsumfang beinhaltet nach Art der vereinbarten 
Dienstleistung
 a. �die Bereitstellung von Behältern der im Vertrag vereinbarten 

Art, Größe und Anzahl,
 b. �den Austausch bzw. Umleerung sowie Abzug der bereitge-

stellten Behälter am vereinbarten Standort und Transport der 
Abfälle zur Verwertungs/Beseitigungsanlage,

 c. �die ordnungsgemäße und gesetzeskonforme Verwertung/Be-
seitigung der vereinbarten Abfälle.

 
2. �Die Entsorgung erfolgt – soweit möglich – beleglos mittels eines 

mobilen elektronischen Erfassungssystems. Der Auftragnehmer ist 
in diesem Fall zwecks Erfüllung der Obliegenheiten des Auftragge-

bers zur Abgabe der notwendigen Erklärungen und Vornahme der 
erforderlichen Handlungen ermächtigt. Der Auftragnehmer han-
delt dabei nach Weisung des Auftraggebers. Insbesondere prüft 
er die Beschaffenheit und Menge der zu übernehmenden Abfälle 
nur, soweit er hierzu aufgrund eigener Verpflichtungen gehalten 
ist. Soweit der Entsorgungsvertrag dem Auftraggeber Prüfungs-
rechte einräumt, bleiben diese unberührt.

 
3. �Im Übrigen dienen alle Maßnahmen, die der Auftragnehmer ne-

ben der eigentlichen Entsorgungsleistung (z.B. Verprobung, Analy-
se) trifft, ausschließlich der Erfüllung der rechtlichen Pflichten des 
Auftraggebers.

 
4. �Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Erfüllung dieses Vertra-

ges Dritter zu bedienen.

 5. �Ist die vertraglich vereinbarte Leistung des Auftragnehmers infol-
ge geänderter gesetzlicher Regelungen in der bisher praktizier-
ten Art und Weise nicht mehr zulässig, hat der Auftragnehmer 
die Entsorgung nach Maßgabe der geänderten Bedingungen 
durchzuführen. Etwaige hierdurch verursachte Mehrkosten trägt 
der Auftraggeber. Der Auftragnehmer weist darauf hin, dass jede 
Anfallstelle des Auftraggebers Teil einer Branchenlösung zur Ver-
packungsentsorgung sein kann.

4  Obliegenheiten des Auftraggebers

 1. �Dem Auftraggeber obliegt die Einhaltung aller Voraussetzungen 
für eine gesetzeskonforme und ordnungsgemäße Erbringung der 
Dienstleistung.

 
2. �Bei Abrufaufträgen erfolgt der Abruf der Leistungen durch Erklä-

rung in Textform, soweit nichts anderes vereinbart ist. 
 
3. �Der Auftraggeber hat die Abfälle vollständig und zutreffend zu 

deklarieren. Die Behälter sind ausschließlich mit den der Deklara-
tion entsprechenden Abfällen zu befüllen. Der Auftraggeber hat 
sicherzustellen, dass die Behälter ordnungsgemäß befüllt werden. 
Änderungen in der Abfallzusammensetzung sind dem Auftragneh-
mer umgehend mitzuteilen.

 
4. �Die Abfälle gehen mit Überlassung in einen Sammelbehälter, in 

eine sonstige Sammeleinrichtung oder mit dem Verladen auf das 
Sammelfahrzeug in das Eigentum des Auftragnehmers über. Hier-
von ausgenommen sind gefährliche Abfälle und jene Abfälle, die 
nicht der vereinbarten Deklaration entsprechen. Letztere können 
vom Auftragnehmer zurückgewiesen werden. Sofern eine Annah-
me bereits erfolgt ist, hat der Auftraggeber die nicht der Deklara-
tion entsprechenden Abfälle auf eigene Kosten zurückzunehmen. 
Verweigert er die Rücknahme, ist der Auftragnehmer berechtigt, 
diese Abfälle anderweitig zu entsorgen und dem Auftraggeber die 
Kosten hierfür in Rechnung zu stellen.

 
5. �Die durch den Auftragnehmer übernommenen Leistungspflichten 

entbinden den Auftraggeber nicht von seiner rechtlichen Verant-
wortung für die zu verwertenden bzw. zu beseitigenden Abfall-
stoffe.
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 6. �Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die ordnungsgemäße 
Erbringung der vertraglich vereinbarten Dienstleistung auf Verlan-
gen zu bestätigen. Soweit darüber hinaus eine Nachweispflicht 
über die ordnungsgemäße Entsorgung besteht, hat der Auftrag-
geber den Nachweis unter Verwendung der vom Auftragnehmer 
hierfür vorgesehenen Formbelege oder im Wege des elektroni-
schen Abfallnachweisverfahrens zu führen. Sofern der Auftrag-
geber seiner Nachweispflicht – auch mittels eines Beauftragten 
– zum Zeitpunkt der Entsorgung nicht nachkommt, ist der Auf-
tragnehmer zur Durchführung der Entsorgung nicht verpflichtet.

 
7. �Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer Mängel hinsichtlich der 

Entsorgung binnen 48 Stunden anzuzeigen. Er trägt die Beweis-
last für nicht erbrachte oder nicht ordnungsgemäß durchgeführte 
Leistungen des Auftragnehmers.

 
8. �Die vereinbarten Leistungsrhythmen bzw. Leistungsphasen sind 

bindend. Nicht durch den Auftragnehmer verursachte Stillstands 
und Wartezeiten sowie vergebliche Anfahrten sind kostenpflichtig 
und werden zu den Preisen/ Stundensätzen für die beauftragten 
Leistungen abgerechnet.

 
9. ��Durch Vereinbarung können Betriebs- und Transportmittel durch 

den Auftraggeber beigestellt werden. Der Auftraggeber gewähr-
leistet, dass diese der technischen Gerätesicherheit entsprechen 
und gemäß den gesetzlichen Prüfvorschriften gewartet sind.

5  Gestellung von Abfallbehältern

 1. �Der Auftragnehmer stellt dem Auftraggeber für die Dauer der 
Entsorgung die benötigten Behältnisse mietweise zur Verfügung. 
Der Auftraggeber haftet für die pflegliche Benutzung der Behält-
nisse und darüber hinaus sowohl für alle Beschädigungen als 
auch für das Abhandenkommen dieser Behältnisse während der 
Dauer der Überlassung.

 
2. �Der Auftraggeber haftet ferner für die Auswahl des Standortes 

der Behältnisse und garantiert deren freie Zugänglichkeit zum Ab-
transport.

 
3. �Die Verkehrssicherungspflicht für die zur Verfügung gestellten 

Behälter obliegt dem Auftraggeber. Erforderliche behördliche Ge-
nehmigungen für die Nutzung öffentlicher Verkehrsflächen hat 
der Auftraggeber vor Behältergestellung auf eigene Kosten einzu-
holen.ür die unterlassene Sicherung des Behälters oder fehlende 
Genehmigung haftet ausschließlich der Auftraggeber. Er hat den 
Auftragnehmer gegebenenfalls von Ansprüchen Dritter freizustellen.

 4. �Alle betrieblichen Änderungen, die die Abholung der Abfälle 
betreffen, sowie Behördliche Anordnungen, die Einfluss auf die 
durch den Auftragnehmer zu erbringende Dienstleistung haben, 
sind dem Auftragnehmer unverzüglich durch Erklärung in Text-
form anzuzeigen. Bei Verstoß gegen diese Mitteilungspflichten 
haftet der Auftraggeber für sämtliche daraus resultierenden Kos-
ten und Aufwendungen des Auftragnehmers.

 
5. �Vereinbarungen über Terminvorgaben für die Bereitstellung von 

Containern und Abfallbehältern und für die Übernahme von Ab-
fällen sind für den Auftragnehmer nur verbindlich, wenn sie von 
ihm schriftlich bestätigt wurden. 

 

6. �Soweit über die Mietdauer keine anderweitige Vereinbarung ge-
troffen ist, beträgt diese 14 Werktage. Gibt der Auftraggeber den 
Container nicht spätestens nach Ablauf der vereinbarten Mietzeit 
zurück, so ist der Auftragnehmer berechtigt, für jeden Kalender-
tag über die vereinbarte Mietzeit hinaus bis zur Rückgabe des 
Containers einen Betrag nach der jeweils gültigen Preisliste zu 
berechnen. Eine Monatsmiete wird für jeden begonnenen Monat 
komplett berechnet.

6  Selbstanlieferung

	� Eine Selbstanlieferung erfolgt auf eigene Verantwortung, auf eige-
ne Gefahr und auf eigene Kosten. 

7  Grünpflege, Reinigung und Winterdienst

 1. �Die Leistungen werden nach einem vorher festgelegten Plan/
Rhythmus durchgeführt.

 
2. �Die Leistungspflichten des Auftragnehmers bestimmen sich nach 

den Vorgaben der jeweils gültigen Straßenreinigungssatzung der 
Landeshauptstadt Potsdam.

 
3. �Offensichtliche Mängel der Leistungserbringung sind gegenüber 

dem Auftragnehmer unverzüglich zu beanstanden. Anderenfalls 
gelten die Leistungen als auftragsgerecht erfüllt.

 4. �Winterdienstleistungen werden während des Zeitraums vom 
01.11. bis zum 31.03. und innerhalb den in der jeweils gültigen 
Straßenreinigungssatzung der Landeshauptstadt Potsdam festge-
legten Räumzeiten erbracht, es sei denn, es ist einzelvertraglich 
etwas anderes vereinbart.

8  Preise und Zahlungsbedingungen

1. �Vorbehaltlich einer abweichenden Regelung gelten die am Tage 
der Leistungserbringung gültigen Preise. Sie beinhalten lediglich 
die im Vertrag bezeichneten Leistungen des Auftragnehmers. 
Mehr oder Sonderleistungen, die nicht vom Vertrag umfasst sind 
sowie im Leistungsverzeichnis aufgeführte Eventualpositionen 
oder Kosten für Leistungen Dritter werden separat in Rechnung 
gestellt, sofern sie durch den Auftraggeber veranlasst wurden 
oder gesetzlich vorgeschrieben sind.

 
2. �Wird die Leistung gewichtsbezogen abgerechnet, sind die auf 

einer geeichten Waage des Auftragnehmers oder eines Unterauf-
tragnehmers festgestellten Gewichte für die Rechnungslegung 
maßgebend. Gewichtsabweichungen im Rahmen handelsüblicher 
Toleranzen berechtigen den Auftraggeber nicht zu Beanstandun-
gen. Sofern das ermittelte Nettogewicht unterhalb der Mindest-
last liegt, ist der Auftragnehmer berechtigt, unabhängig vom 
tatsächlichen Gewicht ein pauschales Entgelt geltend zu machen. 
Dies gilt auch dann, wenn die Waage nachweislich ein unzutref-
fendes Gewicht ermittelt.

 
3. �Der Auftragnehmer ist berechtigt, die vereinbarte Behältergrund-

gebühr vorschüssig im ersten Monat des Abrechnungszeitraums 
zu berechnen.

 



4. �Alle Preise gelten zuzüglich der gültigen gesetzlichen Umsatz-
steuer. Sofern die Voraussetzungen hierfür erfüllt sind, erfolgt die 
Abrechnung nach dem ReverseChargeVerfahren. Soweit auf die 
Vertragsbeziehung die Grundsätze des tauschähnlichen Umsatzes 
Anwendung finden oder eine Handlung später umsatzsteuerlich 
als steuerbar eingestuft wird, hat der Auftraggeber auch nach 
Beendigung des Vertragsverhältnisses die notwendigen Mitwir-
kungshandlungen zu einer ordnungsgemäßen Abrechnung (z. B. 
Rechnungsstellung) zu gewährleisten. Eine etwaige nachträglich 
erhobene Umsatzsteuer bzw. gekürzte Vorsteuer ist dem Auftrag-
nehmer auf Nachweis zu erstatten.

 
5. �Die Rechnungsbeträge sind, sofern nichts anderes vereinbart ist, 

unmittelbar nach Rechnungseingang ohne Abzug fällig. Gerät der 
Auftraggeber in Verzug, hat er die gesetzlichen Verzugszinsen zu 
zahlen. Die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsscha-
dens bleibt ausdrücklich vorbehalten. Der Auftragnehmer ist be-
rechtigt, ab der zweiten Mahnung je Mahnung 10,00 € Mahnge-
bühren zu berechnen.

 6. �Bei Zahlungen mittels Lastschrift ist der Auftraggeber verpflichtet, 
�ein verbindliches Lastschriftmandat zu erteilen. Der Auftragneh-
mer ist berechtigt, dem Auftraggeber die Vorabinformation („Pre
Notification“) mit einer kürzeren Frist als 14 Tage vor Fälligkeit 
zuzusenden.

 
7. �Sofern das Gutschriftverfahren vereinbart ist, erfolgt die Abrech-

nung der Lieferungen/Leistungen auf der Grundlage des Liefer-
scheins/Leistungsnachweises. Der Gutschriftempfänger erhält vom 
Gutschriftaussteller als Nachweis für die erfassten Lieferungen/
Leistungen bis zum Ende des Folgemonats eine Gutschriftanzeige. 
Darin werden je Lieferschein/Leistungsnachweis die Lieferungen/ 
Leistungen nach Art und Menge, Nettopreis, Umsatzsteuersatz 
und Umsatzsteuerbetrag sowie der Gesamtbetrag ausgewie-
sen. Die Gutschriftvereinbarung kann von jeder Partei mit einer 
Frist von sechs Wochen zum Monatsende gekündigt werden. 
Widerspricht der Gutschriftempfänger einer oder mehreren der 
ihm erteilten Gutschriften oder führt ein sonstiges Verhalten des 
Gutschriftempfängers dazu, dass für den Gutschriftaussteller die 
Möglichkeit des Vorsteuerabzugs nach dem UStG entfällt, hat der 
Gutschriftempfänger dem Gutschriftaussteller den daraus resultie-
renden Schaden zu ersetzen. 

 8. �Der Gutschriftempfänger hat dem Gutschriftaussteller eine Än-
derung der Umsatzsteuerpflicht unverzüglich mitzuteilen. Zu 
Unrecht gezahlte Beträge werden dem Gutschriftaussteller auf 
dessen Wunsch erstattet oder mit bestehenden Ansprüchen ver-
rechnet.

 
9. �Im Falle des Verzugs ist der Auftragnehmer berechtigt, die Leistun-

gen zehn Werktage nach Zugang der zweiten Mahnung einzustel-
len und die Behälter einzuziehen. Für die Wiederbereitstellung der 
eingezogenen Behälter stellt der Auftragnehmer einen Betrag in 
Höhe der entstandenen Kosten, mindestens aber 50,00 € zuzüg-
lich der gesetzlich gültigen Mehrwertsteuer je Aufstellungsort/Vor-
gang in Rechnung.

 
10. �Rechnungsbeträge sind für den Rechnungsaussteller und Zah-

lungsempfänger stets kostenneutral auszugleichen; dies gilt 
insbesondere für die mit einer Überweisung von einem ausländi-
schen Bankkonto verbundenen Kosten.

9  Preisanpassung

1. �Ändern sich bei Dauerschuldverhältnissen oder bei Leistungen, 
die erst nach Ablauf von vier Monaten nach Vertragsschluss er-
bracht werden sollen, die der Preiskalkulation zugrundeliegenden 
Kosten, insbesondere Lohn und Lohnnebenkosten, Energiekosten, 
Steuern, Abgaben, relevante Rohstoffpreisindizes sowie Kosten 
für Leistungen Dritter (z.B. Beseitigungs/Verwertungsanlagen) etc., 
ist der Auftragnehmer berechtigt, den Vertrag den geänderten 
Bedingungen anzupassen.

2. �Entstehen während der Vertragslaufzeit zusätzliche Kosten auf-
grund von Änderungen gesetzlicher Vorschriften, behördlicher 
Auflagen und/oder Gebühren und sonstigen Abgaben, so kann 
der Auftragnehmer vom Zeitpunkt der Veränderungen an eine 
den nachgewiesenen Kostensteigerungen entsprechende Konditi-
onsanpassung verlangen.

 3. �Die Anpassung ist schriftlich unter Darlegung des Änderungs-
grundes geltend zu machen. Führt die Preisanpassung gemäß 
den vorstehenden Absätzen 1 und 2 zu einer Kostensteigerung 
von mehr als 10% des vereinbarten Gesamtpreises, ist der Auf-
traggeber berechtigt, den Vertrag mit einer Frist von vier  Wo-
chen zum Monatsende zu kündigen.

10  Haftung

 1. �Für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit sowie für Schäden, die auf vorsätzlichen oder grob 
fahrlässigen Vertragsverletzungen sowie Arglist beruhen, haftet 
der Auftragnehmer in vollem Umfang. Bei sonstigen Schäden ent-
fällt bei leicht fahrlässigen Handlungen eine Haftung, es sei denn, 
es handelt sich um die Verletzung von Pflichten, deren Erfüllung 
die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Erfüllung der Auftraggeber regelmäßig 
vertrauen darf. In diesem Fall ist die Haftung, auch für Vertreter 
und Erfüllungsgehilfen, auf den nach der Art der Leistung vorher-
sehbaren, vertragstypischen, unmittelbaren Durchschnittsschaden 
begrenzt. Soweit zulässig, ist die Haftung des Auftragnehmers für 
mittelbare Schäden ausgeschlossen.

 
2. �Der Auftraggeber haftet dem Auftragnehmer für die Richtigkeit 

der von ihm erteilten Angaben. Er hat dem Auftragnehmer jeden 
infolge der Unrichtigkeit entstehenden zusätzlichen Aufwand zu 
vergüten. Der Auftraggeber haftet dem Auftragnehmer ferner für 
sämtliche Schäden, die dadurch entstehen, dass er oder von ihm 
beauftragtes Personal die vertraglichen Obliegenheiten verletzt 
und stellt den Auftragnehmer ggf. von hieraus resultierenden An-
sprüchen Dritter frei.

 
3. �Der Container/ Abfallbehälter darf nur bis zur Höhe des Randes 

und nur im Rahmen des zulässigen Höchstgewichts beladen wer-
den. Für Kosten und Schäden, die durch Überladung oder unsach-
gemäße Beladung entstehen, haftet der Auftraggeber.

 
4. �Der Auftraggeber stellt sicher, dass die auf seine Weisung zu 

benutzenden privaten Verkehrsflächen mit der für den erteilten 
Auftrag notwendigen Fahrzeugtechnik befahrbar sind. Ist eine 
Befahrbarkeit der Verkehrsfläche nicht gegeben, hat der Auftrag-
geber den Auftragnehmer hierüber vor Ausführung der Arbeiten 
hinzuweisen. Kommt der Auftraggeber dieser Pflicht nicht nach, 
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hat er Schäden an der Verkehrsfläche und an den Fahrzeugen des 
Auftragnehmers zu tragen und den Auftragnehmer von Ersatzan-
sprüchen Dritter freizustellen, soweit eingetretene Schäden nicht 
auf grob fahrlässigem oder vorsätzlichem Handeln des Auftrag-
nehmers oder dessen Mitarbeitern beruhen.

11  Abtretung, Aufrechnung, Zurückbehaltungsrecht

 1. �Der Auftraggeber ist nur nach vorheriger schriftlicher Zustim-
mung des Auftragnehmers berechtigt, Forderungen gegen den 
Auftragnehmer ganz oder teilweise abzutreten.

 
2. �Der Auftraggeber kann gegenüber den Ansprüchen des Auftrag-

nehmers mit eigenen Forderungen nur aufrechnen, wenn diese 
unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. Zur Ausübung 
eines Zurückbehaltungsrechts ist der Auftraggeber nur insoweit 
befugt, als sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsverhältnis 
beruht.

12  Vertragsdauer und Kündigung

 1. �Der Vertrag hat eine Laufzeit von zwei Jahren, soweit nichts an-
deres vereinbart ist. Er verlängert sich um jeweils ein weiteres 
Jahr, wenn er nicht mit einer Frist von drei Monaten vor Ablauf 
gekündigt wird.

 
2. �Das Recht der Vertragsparteien zur außerordentlichen fristlosen 

Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Ein wichtiger 
Grund liegt insbesondere vor:
 • �bei Zahlungsunfähigkeit des Auftraggebers oder Beantragung 

der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über sein Vermögen 
oder Verfahrensabweisung mangels Masse gem. § 26 InsO,

 • �wenn für den Auftraggeber eine Warenkreditversicherung 
nicht mehr abgeschlossen werden kann,

 • �wenn wiederholt gegen wesentliche Vertragspflichten  
verstoßen wird.

 
3. Jede Kündigung bedarf der Textform.

13  Höhere Gewalt

	� Der Auftragnehmer wird die Leistungserbringung im Rahmen 
seiner betrieblichen Möglichkeiten so termingerecht wie möglich 
durchführen. Verzögerungen der Vertragserfüllung aufgrund hö-
herer Gewalt und aufgrund sonstiger Umstände, die der Auftrag-
nehmer nicht zu vertreten hat (z.B. Arbeitskampfmaßnahmen, 
Straßenblockaden, unverschuldete Betriebsstörungen bspw. in-
folge schlechter Wetterbedingungen) berechtigen den Auftrag-
nehmer, die von ihm vertraglich geschuldete Leistungserbringung 
um die Dauer der Behinderung hinauszuschieben, ohne dass dies 
Einfluss auf die Zahlungspflicht des Auftraggebers hat; Schaden-
ersatzansprüche des Auftraggebers sind in den genannten Fällen 
ausgeschlossen. 

14  Datenschutz

�	� Die im Zusammenhang mit dem Vertrag erfassten Daten werden 	
�von den Parteien im Sinne des Bundesdatenschutzgesetzes in 
seiner jeweils gültigen Fassung erhoben, verarbeitet und genutzt.

15  Schlussbestimmungen

 1. �Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Schriftform, sofern nichts anderes vereinbart ist.

2. �Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen unwirksam oder undurchführbar sein 
oder werden, berührt dies nicht die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen. Die Parteien verpflichten sich, unwirksame oder 
undurchführbare Bestimmungen unverzüglich durch wirksame zu 
ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Be-
stimmungen am nächsten kommen. Gleiches gilt für den Fall einer 
Vertragslücke.

 
3. �Als Gerichtsstand wird, soweit gesetzlich zulässig, der Geschäfts-

sitz des Auftragnehmers vereinbart.
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